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B e s c h l u s s 
 
 

Der Landesjugendhilfeausschuss (LJHA) begrüßt grundsätzlich das Ansinnen der Senatsverwaltung 

mit der AV USE, abgestimmte gesamtstädtische Verfahren zur Prüfung von Leistungen zur Teilhabe 

an Bildung von Kindern und Jugendlichen zu etablieren. Gleichwohl sieht der LJHA an zentralen 

Punkten Überarbeitungs- und Ergänzungsbedarf, um eine praxistaugliche, zügige und 

rechtskreisübergreifend anschlussfähige Umsetzung sicherzustellen. 

Der Landesjugendhilfeausschuss empfiehlt der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie 

mit Blick auf den parallel im Anhörungsverfahren befindlichen Entwurf der VV Schulische 

Inklusionsassistenz die AV USE in mehreren Punkten anzupassen. Ziel ist es die 

Unterstützungsleistungen für die Kinder mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt 

„Emotionale und soziale Entwicklung“ während des Schulbesuchs verlässlich zu regeln, um ihre 

Teilhabe am Schulbesuch sicherzustellen. 

Der LJHA bittet die verantwortlichen Abteilungen der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 

Familie, hierfür schnellstmögliche Lösungsansätze zu erarbeiten und diese in die entsprechenden 

Gremien einzubringen und vorab zu beraten. Dabei ist insbesondere die AG der Menschen mit 

Behinderungen frühzeitig zu beteiligen. 

Nach Auffassung des LJHA liegt die Zuständigkeit für die Kinder mit sonderpädagogischem 

Förderschwerpunkt „Emotionale und soziale Entwicklung“ die Unterstützung während des 

Schulbesuchs benötigen, unmittelbar bei den Teilhabefachdiensten der Bezirke. Daher ist es aus 

Sicht des LJHA essenziell, zügig ein Verfahren zu etablieren, das sicherstellt, dass diese 

Schülerinnen und Schüler tatsächlich durch die Teilhabefachdienste unterstützt werden, ohne dass 

ihre Erziehungsberechtigten aufwendige Verwaltungsverfahren durchlaufen müssen. 

1. Zentrale Anlaufstelle für Erziehungsberechtigte: 

Der LJHA hält es für zwingend erforderlich, dass in den Jugendämtern eine zentrale Anlaufstelle für 

Erziehungsberechtigte zur Teilhabe an Bildung geschaffen wird, an denen sie die Leistungen für ihre 

Kinder beantragen können. Die aktuelle Ausführungsvorschrift sieht für Leistungen nach § 112 SGB 

IX den Teilhabefachdienst vor, während für Leistungen nach § 35a SGB VIII der regionale 

sozialpädagogische Dienst zuständig sein kann. Dies führt zu Unklarheiten bei den Hilfesuchenden 

und erhöht den internen Koordinationsaufwand der Jugendämter. Daher bittet der LJHA um eine 

einheitliche Zuständigkeit des Teilhabefachdienstes für alle relevanten Leistungen zur Teilhabe an 



Bildung. Die Einheitlichkeit der Jugendhilfe sollte hier eine hohe Priorität genießen, auch im Hinblick 

auf einen Wohnortwechsel und damit verbundenen Fachzuständigkeiten. 

2. Der LJHA erwartet, dass Senatsverwaltung und Landesjugendamt ein bestmögliches Verfahren 

entwickeln und Familien durchgängig und verständlich durch den gesamten Prozess begleitet 

werden. 

Zudem weist der LJHA daraufhin, dass die Verfahrenslotsen im Rahmen des KJSG (Kinder- und 

Jugendstärkungsgesetz) 2021 genau für solche Aufgaben in das SGB VIII aufgenommen wurden 

und bittet darum, dass alle Berliner Jugendämter diese Stellen endlich rechtskonform besetzen und 

einsetzen. Der durch die Senatsjugendverwaltung gegebene Hinweis, es handle sich bei den 

Verfahrenslotsen nach § 10b SGB VIII um eine befristete gesetzliche Regelung, womit die 

Verfahrenslotsen nicht dauerhaft zur Verfügung stehen, teilt der LJHA ausdrücklich mit Verweis auf 

§ 10 Abs. 4 nicht (s. dazu FK-SGB VIII/Schönecker/Meysen: in § 10 Rn. 46, 9., vollständige 

überarbeitete Auflage 2022). 

2. Koordinierende Funktion des Teilhabefachdienstes: 

Der Teilhabefachdienst hat gemäß dem Bundesteilhabegesetz (BTHG) eine zentrale 

koordinierende Rolle zu übernehmen. Dies umfasst die strukturierte Weitergabe von Informationen, 

die Koordination von Terminen und die aktive Unterstützung der Familien, ohne dass die Eltern diese 

Aufgaben selbstständig übernehmen müssen. Eine solche Koordination würde eine erhebliche 

Entlastung für die Erziehungsberechtigten darstellen und den gesamten Prozess voraussichtlich 

klarer gestalten. Verfahrenslotsen gemäß § 10b SGB VIII sind systematisch einzubinden, um 

Familien bei Antragstellung und -verfolgung bestmöglich zu unterstützen. 

3. Vorrang schulischer Maßnahmen: 

Der LJHA unterstützt den Vorrang schulischer Fördermaßnahmen (Schulische Inklusionsassistenz) 

im Entwurf. Dabei ist die Einhaltung der Leistungsverpflichtung der schulischen Inklusionsassistenz 

in Qualität und Umfang durch die Teilhabefachdienste zu überwachen. Gleichzeitig ist klarzustellen, 

dass Schülerinnen und Schüler einen Anspruch auf Teilhabe an Bildung gemäß § 112 SGB IX bzw. 

§ 35a SGB VIII haben, der nicht durch Haushaltsmittel begrenzt werden darf. Das Jugendamt ist 

verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen unabhängig von verfügbaren Mitteln zu gewähren. 

Zudem ist sicherzustellen, dass die Eingliederungs-hilfe auch den Ganztagsbereich der Schule 

umfasst und nicht nur die reine Unterrichtszeit, da die Schulen in Berlin Ganztagsschulen sind. 

4. Verfahrensoptimierung und Entlastung der Erziehungsberechtigten: 

Die Anspruchsprüfung erfordert eine enge Zusammenarbeit zwischen Schule, Jugendamt und 

SIBUZ (Schulpsychologisches und Inklusionspädagogisches Beratungs- und Unterstützungs-

zentrum). Um Verzögerungen und Unsicherheiten zu vermeiden, sind klare Zuständigkeiten und eine 

transparente Informationsweitergabe erforderlich. Der LJHA fordert zudem, dass Schülerinnen und 

Schüler zwingend in die Anspruchsprüfung einbezogen werden, da ihre Bedürfnisse und 

Einschätzungen für eine bedarfsgerechte Unterstützung entscheidend sind. Der LJHA fordert 

einfache Verfahrenswege und eine Reduzierung der administrativen Lasten für 

Erziehungsberechtigte. Die Abstimmungen zwischen den Behörden und die Antragstellung sind zu 

beschleunigen und zu vereinfachen. 



5. Monitoring und Qualitätssicherung 

Der LJHA empfiehlt, im Rahmen eines berlinweiten Monitorings die Umsetzung der AV USE, 

insbesondere die Bedarfserfüllung sowie die Zusammenarbeit der beteiligten Stellen regelmäßig 

zu erfassen und auszuwerten. Dabei ist unbedingt auf die Transparenz und Nachvollziehbarkeit für 

Erziehungsberechtigte sowie auf die Leistungen der Schule zu achten. Die Ergebnisse sollen zur 

Weiterentwicklung der Ausführungsvorschrift genutzt werden 

 
 (UAe Gesamtjugendhilfeplanung und Haushalt sowie Jugendarbeit, außerschulische Jugendbildung und Jugendsozialarbeit) 
Abstimmung : Dafür 13 / Dagegen 0  /Enthaltungen 0  
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